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1102 Motion (FDP. Die Liberalen Köniz) "Schuldenbremse"
Beantwortung; Direktion Präsidiales und Finanzen

Vorstosstext

Auftrag an den Gemeinderat

Er führt eine konkrete, griffige und verbindliche Ausgabenregel für alle Ausgabenarten (u.a.
laufende Ausgaben und Investitionsausgaben) ein, die verlangt, dass die Ausgaben bei der
Budgetierung, unter Einbezug der Konjunkturlage, an die Einnahmen geknüpft werden. Ausga-
ben dürfen nur erhöht werden, wenn ihre Finanzierung durch zusätzliche Einnahmen oder ent-
sprechenden Verzicht sichergestellt ist. Steuersenkungen müssen Ausgabensenkungen entge-
gen stehen.

Der Gemeinderat zeigt auf, wie Regelverletzungen dokumentiert werden müssen, damit die
Regelanwendung jederzeit überprüft werden kann.

Damit die Handlungsfähigkeit der Gemeinde auch in ausserordentlichen Situationen erhalten
bleibt und sie auf äussere Entwicklungen (Naturkatastrophen, schwere Rezessionen, usw.) mit
Ausnahmen angemessen reagieren und ausserordentliche Ausgaben tätigen kann, legt der
Gemeinderat fest, wie diese in den Folgejahren wieder kompensiert werden müssen.

Der Gemeinderat legt auch einen Sanktionsmechanismus (Grenzwerte, Zeitpläne) fest, der bei
der Umgehung beim Budgetvollzug (z.B. übermässige Nachtragskredite) angewendet wird.
Überschreitungen müssen wieder kompensiert werden.

Die Schuldenbremse ist in einem entsprechenden rechtlichen Erlass zu verankern und dem
Parlament zur Genehmigung vorzulegen.

Begründung

Im Frühling 2010 hat der Gemeinderat zwar die Finanzstrategie 2011 – 2014 neu festgelegt mit
der Zielsetzung, dass der Finanzhaushalt bis im Jahr 2014 wieder ausgeglichen abschliesst.
Ein Stabilisierungsprogramm wurde dem Parlament bis heute nicht z.K. gebracht.

Im Voranschlag 2011 vom 13.10.10 beantragt der Gemeindepräsident im Namen des Gemein-
derates dem Parlament die Genehmigung eines Aufwandüberschusses von 2,2 Mio. Franken.
Im IAFP 2011 vom 13.10.10 gibt der Gemeindepräsident dem Parlament u.a. die Analyse zum
vorliegenden Finanzplan (Grafik Seite 4) zur Kenntnis. Die Grafik weist jährliche Rechnungser-
gebnisse bis 2015 zwischen – 2 Mio. bis -8 Mio. Franken aus. Das Eigenkapital wird ohne
Massnahmen 2013 aufgebraucht sein und bis 2015 in einen Bilanzfehlbetrag von – 14 Mio.
Franken umschlagen. Die Gemeindefinanzen scheinen aus dem Gleichgewicht zu laufen, eine
starke Verschuldung zeichnet sich ab. Zusätzliche Kosten für eine allfällige Tramlinie 9 werden
je nach Abstimmungsergebnis auf die Gemeinde zukommen.

Es braucht einen zusätzlichen Mechanismus zur Steuerung der Gesamtausgaben der Gemein-
de Köniz. Chronische Defizite sollen damit verhindert werden. Durch eine regelgebundene Fi-
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nanzpolitik soll die Gemeindeverschuldung vermieden resp. begrenzt werden. Die Gemeinde
Köniz soll seine Ausgaben und Einnahmen auf Dauer im Gleichgewicht halten können.

Die Schuldenbremse legt verbindlich fest, dass ein konjunkturell bedingter Überschuss im Auf-
schwung nicht für die Finanzierung von Ausgaben verwendet werden kann. Zudem limitiert sie
die Ausgaben über einen Konjunkturzyklus hinweg auf die Höhe der Einnahmen. Dies erlaubt
der Gemeinde Köniz eine konjunkturgerechte Finanzpolitik zu betreiben.

Eingereicht
14.02.2011

Unterschrieben von 14 Parlamentsmitgliedern
Heinz Engi, Bernhard Bichsel, Andreas Lanz, Hanspeter Kohler, Peter Burch, Erica Kobel, Mark
Stucki, Thomas Frey, Heinz Nacht, Elisabeth Rüegsegger, Thomas Verdun, Hans Moser, Bara-
bara Perriard, Stefan Lehmann

Antwort des Gemeinderates

1. Formelle Prüfung

Mit der Erheblicherklärung dieser Motion erteilt das Parlament dem Gemeinderat einen ver-
pflichtenden Auftrag (siehe Abklärung der Gemeindeschreiberin, Beilage 1).

2. Ausgangslage

Die Gemeinde Köniz weist in den letzten 5 Jahren gemäss Darstellung Rechnungsüberschüsse
in der Höhe von über 22 Mio. Franken aus, konnte den seit 2001 bestehenden Bilanzfehlbetrag
im Jahr 2007 definitiv abbauen und weist per Ende 2010 ein Eigenkapital von 15,4 Mio. Fran-
ken aus. Somit darf die finanzielle Grundlage in den letzten 5 Jahren als solid bezeichnet wer-
den.

Demgegenüber zeigt der Finanzplan von September 2010 aus verschiedenen Gründen, insbe-
sondere aber wegen den kantonalen Steuergesetzrevisionen, einen raschen Verzehr des Ei-
genkapitals. Die negativen Planergebnisse veranlassten den Gemeinderat zu einer straffen
Haushaltpolitik. Der Gemeinderat hat deshalb im Herbst 2010 ein Stabilisierungsprogramm
2010 - 2014 in die Wege geleitet, welches wie geplant im Frühjahr 2011 von der Finanzkom-
mission und im Herbst 2011 vom Parlament behandelt wird.

3. Gesetzliche Grundlagen

Der finanzielle Handlungsspielraum der Gemeinden und insbesondere für die Exekutive ist rela-
tiv klein. Die meisten haushaltrelevanten Aufgaben sind Verbundaufgaben, welche der Kanton
in mehr oder weniger groben Zügen steuert und auch mitfinanziert.
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Die Gemeinden erfüllen die Aufgaben, die ihnen vom Kanton oder – selten – direkt vom Bund
übertragen werden. Diese Aufgaben sind obligatorisch, sie müssen von der Gemeinde gemäss
den übergeordneten gesetzlichen Vorschriften wahrgenommen werden. Ausserdem können die
Gemeinden selbstgewählte Aufgaben übernehmen (vgl. Art. 112 der Verfassung des Kantons
Bern vom 6. Juni 1993, KV, BSG 101.1 und Art. 61 des Gemeindegesetzes vom 16. März 1998,
GG, BSG 170.11).

Die Gemeindeaufgaben sind also vom Kanton nicht umfassend geregelt. Demgegenüber regelt
der Kanton den Finanzhaushalt der Gemeinden umfassend. (Vgl. Ueli Friedrich in: Müller/Feller,
Bernisches Verwaltungsrecht, Bern 2008, 4. Kapitel Gemeinderecht, Rz. 156 ff. und Rz. 189 ff.)

Im Gemeindegesetz sind die wichtigsten Haushaltgrundsätze für die Gemeinden aufgestellt
(Art. 70 ff. GG). So ist der Voranschlag nach Artikel 73 GG so auszugestalten, dass der Finanz-
haushalt ausgeglichen ist.
Ein Aufwandüberschuss kann budgetiert werden, wenn er durch Eigenkapital gedeckt ist oder
wenn Aussicht auf Deckung gemäss Artikel 74 GG besteht. Der Bilanzfehlbetrag muss nach
Artikel 74 GG innert acht Jahren seit der erstmaligen Bilanzierung abgeschrieben sein. Der
Bilanzfehlbetrag darf einen Drittel des ordentlichen Jahressteuerertrages nicht übersteigen.
Budgetiert die Gemeinde einen Aufwandüberschuss, der nicht durch Eigenkapital gedeckt wer-
den kann, weist der Gemeinderat im Finanzplan aus, wie der Fehlbetrag auszugleichen ist. Der
Finanzplan ist dem für die Beschlussfassung über den Voranschlag zuständigen Organ und der
zuständigen Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion vorgängig zur Kenntnis zu brin-
gen.
Weist die Gemeinde seit drei Jahren einen Bilanzfehlbetrag aus, erarbeitet sie vor dem Be-
schluss über den nächsten Voranschlag einen Finanzplan mit Sanierungsmassnahmen. Der
Finanzplan mit Sanierungsmassnahmen legt nach Artikel 75 GG die Abschreibung des Bilanz-
fehlbetrages innerhalb von acht Jahren seit der erstmaligen Bilanzierung fest. Er ist der zustän-
digen Stelle der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion zur Kenntnis zu bringen.

Als schärfste und letzte Massnahme legt der Regierungsrat den Voranschlag und die Steueran-
lage der Gemeinde nach Artikel 76 GG fest. Dies dann, wenn der Bilanzfehlbetrag gemäss Vor-
anschlag einen Drittel des ordentlichen Jahressteuerertrages übersteigt, die Gemeinde keinen
oder einen ungenügenden Finanzplan mit Sanierungsmassnahmen vorlegt oder die Gemeinde
einen Beschluss über den Voranschlag oder die Steueranlage fasst, der dem nachgeführten
Finanzplan mit Sanierungsmassnahmen widerspricht. Der Regierungsrat legt den Voranschlag
so fest, dass er ausgeglichen ist und der Bilanzfehlbetrag innert acht Jahren seit der erstmali-
gen Bilanzierung abgeschrieben wird. Er kann dazu die Einnahmen der Gemeinde erhöhen
oder deren Ausgaben kürzen, soweit sich die Gemeinde nicht gegenüber Dritten verbindlich
verpflichtet hat.
Ausserdem beschliesst der Regierungsrat nach Artikel 77 GG den Voranschlag und legt die
Steueranlage fest, wenn eine Gemeinde den Voranschlag bis zum 30. Juni des Rechnungsjah-
res noch nicht beschlossen hat.

Darüber hinaus berät und beaufsichtigt die zuständige kantonale Stelle nach Artikel 78 GG die
Gemeinden im Bereich des Finanzhaushaltes. Weiter betreibt die zuständige Stelle der Justiz-,
Gemeinde- und Kirchendirektion nach Artikel 79 GG gestützt auf die Finanzplanung ein System
für die Früherkennung von Fehlentwicklungen bei den Finanzhaushalten der Einwohner-
gemeinden.

In der Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.111) finden sich in den
Artikeln 57 ff. die Ausführungsbestimmungen zu den im Gemeindegesetz formulierten Grund-
sätzen für den Finanzhaushalt der Gemeinden. Weitere Ausführungsbestimmungen sind in der
Direktionsverordnung vom 23. Februar 2005 über den Finanzhaushalt der Gemeinden (FHDV;
BSG 170.511) zu finden. Ausserdem hat das Amt für Gemeinden und Raumordnung mit dem
"Handbuch Gemeindefinanzen" ein ausführliches Hilfsmittel geschaffen zur Handhabung der
kantonalen Vorschriften zum Gemeindefinanzhaushalt.
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Aus dem Vorgenannten ergibt sich, dass das Gemeindegesetz dem Gleichgewicht des kommu-
nalen Finanzhaushalts eine besondere Bedeutung zumisst und die Balance zwischen Aufwen-
dungen und Erträgen verhältnismässig prominent regelt (Art. 73-76 GG). So ist der Voranschlag
deshalb zwingend zusammen mit der Steueranlage zu beschliessen und grundsätzlich so aus-
zugestalten, dass die Rechnung ausgeglichen ist (Art. 68 Abs. 1 GV und Art. 73 Abs. 1 GG).
Über eine Erhöhung der Anlage der obligatorischen Gemeindesteuern beschliessen die Stimm-
berechtigten – in diesem Fall auch über den Voranschlag. Über eine Herabsetzung der Anlage
der obligatorischen Gemeindesteuern beschliesst das Parlament unter Vorbehalt des fakultati-
ven Referendums - wiederum zusammen mit dem Voranschlag. Wie erwähnt, darf ein Auf-
wandüberschuss nur dann budgetiert werden, wenn er durch Eigenkapital gedeckt ist oder
wenn Aussicht darauf besteht, dass ein dadurch entstehender Bilanzfehlbetrag innert acht Jah-
ren seit erstmaliger Bilanzierung abgetragen wird.

Das beschlussfassende Organ ist bei Beschlüssen, die unmittelbar oder zu einem späteren
Zeitpunkt mit Aufwendungen für die Gemeinde verbunden sind, vorgängig über die Kosten, die
Folgekosten, die Finanzierung und die Auswirkungen auf das Finanzhaushaltsgleichgewicht zu
orientieren (Art. 58 GV). Die Kompetenzverteilung ist in der Gemeinde Köniz wie folgt festge-
legt: Die Stimmberechtigten beschliessen einmalige Ausgaben über 5 Millionen Franken sowie
jährlich wiederkehrende Ausgaben über 1 Million Franken (Art 43 der Gemeindeordnung vom
16. Mai 2004). Einmalige Ausgaben über 2 bis 5 Millionen Franken beschliesst das Parlament
unter Vorbehalt des fakultativen Referendums. Das Parlament beschliesst einmalige Ausgaben
über Fr. 200'000.00 bis 2 Millionen Franken. Weiter beschliesst das Parlament jährlich wieder-
kehrende Ausgaben über Fr. 60'000.00 bis 1 Million Franken sowie über bestimmte Nachkredite
(vgl. Art 47 f. der Gemeindeordnung). Der Gemeinderat beschliesst einmalige Ausgaben bis
Fr. 200'000.00, gebundene Ausgaben, jährlich wiederkehrende Ausgaben bis Fr. 60'000.00
sowie bestimmte Nachkredite (vgl. Art. 61 der Gemeindeordnung).

Insgesamt ergibt sich, dass das kantonale Recht bereits strenge und umfassende Regeln be-
züglich der Ausgeglichenheit des kommunalen Finanzhaushalts aufstellt.

Es kann erwähnt werden, dass in der Stadt Bern der Gemeinderat im Januar und der Stadtrat
im Februar dieses Jahres eine parlamentarische Initiative für eine Schuldenbremse abgelehnt
haben. Soweit ersichtlich, gibt es das Instrument der Schuldenbremse in keiner Gemeinde des
Kantons Bern.

4. Fazit

Der Gemeinderat kommt aufgrund der im Kanton Bern geltenden gesetzlichen Regelungen zum
Schluss, dass weitere Instrumente wie eine Schuldenbremse nicht nötig sind, um den Finanz-
haushalt der Gemeinde Köniz weiterhin im Griff zu behalten. Die strengen Auflagen des Kan-
tons gelten auch nach dem Abbau des altrechtlichen Bilanzfehlbetrages im Jahr 2007. Die Ein-
führung eines weiteren Steuerungsinstrumentes würde zu einer Übersteuerung führen und ist
deshalb aus fachlicher Sicht abzulehnen.
Gleichzeitig betont der Gemeinderat, dass er die Entwicklung der Gemeindefinanzen mit der
Umsetzung des Stabilisierungsprogrammes in Zusammenarbeit mit dem Parlament positiv be-
einflussen will. Für ausserordentliche Situationen (Steuerertragseinbrüche usw.) soll aber pri-
mär ein solides Eigenkapital zur Verfügung stehen.
Der Gemeinderat verweist zudem auf die Abhandlung eines externen Fachexperten zum The-
ma „Schuldenbremse“. Dr. Daniel Arn, Rechtsanwalt, Geschäftsführer des bernischen Gemein-
deverbandes und ausgewiesener Fachmann im Gebiet der Gemeindepolitik, teilt in der beilie-
genden Abhandlung die Meinung des Gemeinderates, wonach neben dem strengen Finanz-
recht gemäss Gemeindegesetz ein zusätzliches Steuerungsinstrument nicht nötig ist.
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Antrag bei Motion

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Motion wird abgelehnt.

Köniz, 9. Juni 2011

Der Gemeinderat

Beilagen

 Abhandlung zum Thema Schuldenbremse von Dr. Daniel Arn, Rechtsanwalt
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Köniz, 18. Februar 2011 Zb

1102 Motion (FDP. Die Liberalen Köniz) "Schuldenbremse"
Formelle Prüfung der Motion

Gemäss der gemeinderätlichen Weisung HA 11 prüft die Gemeindeschreiberin, ob der Gegen-
stand von eingereichten Motionen im ausschliesslichen Zuständigkeitsbereich des Gemeindera-
tes liegt. In diesem Fall käme einer Motion der Charakter einer Richtlinie zu.

Die reglementarische Grundlage in Art. 53 Abs. 1 des Geschäftsreglements des Parlamentes:

Eine Motion verpflichtet den Gemeinderat, einen bestimmten Beschlusses- oder Regle-

mentsentwurf vorzulegen oder eine Massnahme zu treffen. Soweit der Gegenstand der Mo-

tion in der ausschliesslichen Kompetenz des Gemeinderates liegt, kommt ihr der Charakter

einer Richtlinie zu.

Mit der vorliegenden Motion wird der Gemeinderat beauftragt, eine verbindliche Ausgabenregel
für alle Ausgabenarten einzuführen und die entsprechenden Bestimmungen in einem Erlass zu
regeln, der vom Parlament zu genehmigen ist.

"Schuldenbremsen" sind in einem Erlass zu regeln, der nicht in der alleinigen Kompetenz des
Gemeinderates ist.

Fazit: Mit der Erheblicherklärung dieser Motion erteilt das Parlament dem Gemeinderat einen
verpflichtenden Auftrag.

Beatrice Zbinden
Gemeindeschreiberin


